
ORR und die gesetzlichen Grundlagen

Das Bundesverfassungsgesetz über die Sicherung der 
Unabhängigkeit des Rundfunks zielt darauf ab, den Rundfunk zur 

"öffentlichen Aufgabe zu erklären", die unter Wahrung der 
Prinzipien der Objektivität, der Unparteilichkeit und der 

Meinungsvielfalt zu erfüllen ist: 

Sicherung der Unabhängigkeit des Rundfunks

Artikel I

(2)  Die  näheren  Bestimmungen  für  den  Rundfunk  und  seine 
Organisation  sind  bundesgesetzlich  festzulegen.  Ein  solches 
Bundesgesetz hat  insbesondere Bestimmungen zu enthalten,  die  die 
Objektivität  und  Unparteilichkeit  der  Berichterstattung,  die 
Berücksichtigung  der  Meinungsvielfalt,  die  Ausgewogenheit  der 
Programme sowie die Unabhängigkeit der Personen und Organe, 
die mit der Besorgung der im Abs. 1 genannten Aufgaben betraut 
sind, gewährleisten. 1

Quelle:  https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?
Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10000555  [abgerufen am 07.07.2024]
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Das ORF Gesetz

1. Abschnitt
Einrichtung und öffentlich-rechtlicher Auftrag des Österreichischen 

Rundfunks

Stiftung „Österreichischer Rundfunk“

§ 1 (1) Mit diesem Bundesgesetz wird eine Stiftung des öffentlichen 
Rechts mit der Bezeichnung „Österreichischer Rundfunk“ eingerichtet. 
Die Stiftung hat ihren Sitz in Wien und besitzt Rechtspersönlichkeit.

(2)  Zweck  der  Stiftung  ist  die  Erfüllung  des  öffentlich-rechtlichen 
Auftrages  des  Österreichischen  Rundfunks  im  Rahmen  des 
Unternehmensgegenstandes  (§  2).  Der  öffentlich-rechtliche  Auftrag 
umfasst die Aufträge der §§ 3 bis 5. 

(3) Der Österreichische Rundfunk hat bei Erfüllung seines Auftrages auf 
die Grundsätze der österreichischen Verfassungsordnung, insbesondere 
auf  die  bundesstaatliche  Gliederung  nach  dem  Grundsatz  der 
Gleichbehandlung der Länder sowie auf den Grundsatz der Freiheit der 
Kunst, Bedacht zu nehmen und  die Sicherung der Objektivität und 
Unparteilichkeit  der  Berichterstattung,  der  Berücksichtigung  der 
Meinungsvielfalt  und der  Ausgewogenheit  der  Programme sowie 
die  Unabhängigkeit  von  Personen  und  Organen  des 
Österreichischen Rundfunks, die mit der Besorgung der Aufgaben 
des  Österreichischen  Rundfunks  beauftragt  sind,  gemäß  den 
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes zu gewährleisten.

Quelle:  https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?
Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10000785 [abgerufen am 07.07.2024]
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Öffentlich-rechtlicher Kernauftrag 

§4. (1)  Der  Österreichische  Rundfunk  hat  durch  die  Gesamtheit  seiner 
gemäß  §  3  verbreiteten  Programme  und  Angebote  zu  sorgen  für:

1.  die  umfassende  Information  der  Allgemeinheit  über  alle  wichtigen 
politischen, sozialen, wirtschaftlichen, kulturellen und sportlichen Fragen;

2.  die  Förderung des Verständnisses für alle Fragen des demokratischen 
Zusammenlebens;

13.  die Verbreitung  und  Förderung  von  Volks-  und  Jugendbildung  unter 
besonderer Beachtung der Schul- und Erwachsenen-bildung;

17.  die Förderung des Verständnisses für wirtschaftliche Zusammenhänge;

18.  die  Förderung    des    Verständnisses  für  Fragen  der  europäischen 
Sicherheitspolitik und der umfassenden Landesverteidigung;

§4.  (2)  In  Erfüllung seines Auftrages hat  der  Österreichische Rundfunk ein 
differenziertes  Gesamtprogramm  von  Information,  Kultur,  Unterhaltung  und 
Sport für alle anzubieten. Das Angebot hat sich an der Vielfalt der Interessen 
aller Hörer und Seher zu orientieren und sie ausgewogen zu berücksichtigen.

Quelle:  https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?
Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10000785 [abgerufen am 07.07.2024]
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Öffentlich-rechtlicher Kernauftrag 

§4.  (3)  Das  ausgewogene  Gesamtprogramm  muss  anspruchsvolle  Inhalte 
gleichwertig enthalten. Die Jahres- und Monatsschemata des Fernsehens sind 
so zu erstellen, dass jedenfalls in den Hauptabendprogrammen (20 bis 22 Uhr) 
in der Regel anspruchsvolle Sendungen zur Wahl stehen. Im Wettbewerb mit 
den  kommerziellen  Sendern  ist  in  Inhalt  und  Auftritt  auf  die 
Unverwechselbarkeit des öffentlich-rechtlichen Österreichischen Rundfunks zu 
achten. Die Qualitätskriterien sind laufend zu prüfen.

§4.  (5) Der Österreichische Rundfunk hat bei Gestaltung seiner Sendungen 
und Angebote weiters für

1. eine objektive Auswahl und Vermittlung von Informationen in Form von 
Nachrichten und Reportagen einschließlich der Berichterstattung über die 
Tätigkeit  der  gesetzgebenden  Organe und  gegebenenfalls  der 
Übertragung ihrer Verhandlungen;

2. die Wiedergabe und Vermittlung von für die Allgemeinheit wesentlichen 
Kommentaren,  Standpunkten  und  kritischen  Stellungnahmen  unter 
angemessener  Berücksichtigung  der  Vielfalt  der  im  öffentlichen  Leben 
vertretenen Meinungen;

3. eigene Kommentare, Sachanalysen und Moderationen unter Wahrung 
des Grundsatzes der Objektivität

zu sorgen.

Quelle:  https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?
Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10000785 [abgerufen am 07.07.2024]
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Öffentlich-rechtlicher Kernauftrag 

§4.  (6)  Unabhängigkeit  ist  nicht  nur  Recht  der  journalistischen  oder 
programmgestaltenden  Mitarbeiter,  sondern  auch  deren  Pflicht. 
Unabhängigkeit bedeutet Unabhängigkeit von Staats- und Parteieinfluss, aber 
auch  Unabhängigkeit  von  anderen  Medien,  seien  es  elektronische  oder 
Printmedien, oder seien es politische oder wirtschaftliche Lobbys.

§4.  (7) Die Mitarbeiter des Österreichischen Rundfunks sind den Zielen des 
Programmauftrags  verpflichtet  und  haben  an  dessen  Erfüllung  aktiv 
mitzuwirken.

§5 (5) Der Österreichische Rundfunk hat einen angemessenen Anteil seiner 
Finanzmittel für die Tätigkeiten der neun Landesstudios vorzubehalten.

§5 (6)Der Österreichische Rundfunk hat
1. Bundes- und Landesbehörden sowie den Behörden der im jeweiligen 
Verbreitungsgebiet  gelegenen  Gemeinden  für  Aufrufe  in  Krisen-  und 
Katastrophenfällen und andere wichtige Meldungen an die Allgemeinheit 
sowie
2.  Privaten  für  Aufrufe  in  begründeten  und  dringenden  Notfällen  zur 
Vermeidung  von  Gefahren  für  Gesundheit  und  Leben  von  Menschen

zu jeder Zeit  die notwendige und zweckentsprechende Sendezeit  kostenlos 
zur Verfügung zu stellen. Die vorstehenden Regelungen gelten auch für die 
Verbreitung  in  Online-Angeboten.  Diese  Informationen  sind  auch  so 
bereitzustellen, dass sie barrierefrei und einfach verständlich zugänglich sind 
und terrestrisch verbreitet werden.

Quelle:  https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?
Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10000785 [abgerufen am 07.07.2024]
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Programmgrundsätze
Inhaltliche Grundsätze

§ 10 (1) Alle Sendungen des Österreichischen Rundfunks müssen im Hinblick 
auf  ihre  Aufmachung  und  ihren  Inhalt  die  Menschenwürde  und  die 
Grundrechte anderer achten.

§10  (2)  Die Sendungen und das Onlineangebot dürfen nicht zu Hass oder 
Gewalt  gegen  eine  Personengruppe  oder  eine  einzelne  Person  dieser 
Gruppe auf  Grund  des  Geschlechts,  der  Rasse,  der  Hautfarbe,  der 
ethnischen oder sozialen Herkunft, der genetischen Merkmale, der Sprache, 
der  Religion  oder  der  Weltanschauung,  der  politischen  oder  sonstigen 
Anschauung,  der  Zugehörigkeit  zu  einer  nationalen  Minderheit,  des 
Vermögens,  der Geburt,  einer Behinderung,  des Alters oder der sexuellen 
Orientierung  aufstacheln  und  keine  Aufforderung  zur  Begehung  einer 
terroristischen  Straftat  (§278c  StGB)  enthalten.Die  Sendungen  und  das 
Onlineangebot  dürfen  nicht  zu  Hass  oder  Gewalt  gegen  eine 
Personengruppe oder eine einzelne Person dieser  Gruppe auf  Grund des 
Geschlechts,  der  Rasse,  der  Hautfarbe,  der  ethnischen  oder  sozialen 
Herkunft,  der  genetischen  Merkmale,  der  Sprache,  der  Religion  oder  der 
Weltanschauung,  der  politischen  oder  sonstigen  Anschauung,  der 
Zugehörigkeit  zu einer nationalen Minderheit,  des Vermögens, der Geburt, 
einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Orientierung  aufstacheln 
und  keine  Aufforderung  zur  Begehung  einer  terroristischen  Straftat 
(Paragraph 278 c, StGB) enthalten.

§ 10  (3) Das Gesamtangebot hat sich um  Qualität, Innovation, Integration, 
Gleichberechtigung und Verständigung zu bemühen.

§ 10  (4)  Die umfassende  Information  soll   zur  freien  individuellen und 
öffentlichen Meinungsbildung im Dienste des mündigen Bürgers und damit 
zum demokratischen Diskurs der Allgemeinheit beitragen.

Quelle:  https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?
Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10000785 [abgerufen am 07.07.2024]
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Programmgrundsätze

§ 10 (5) Die Information hat umfassend, unabhängig, unparteilich und objektiv 
zu  sein.  Alle  Nachrichten  und  Berichte  sind  sorgfältig  auf  Wahrheit  und 
Herkunft  zu  prüfen,  Nachricht  und  Kommentar  deutlich  voneinander  zu 
trennen.

§ 10  (6)  Die  Vielfalt  der  im öffentlichen Leben vertretenen Meinungen ist 
angemessen zu berücksichtigen, die Menschenwürde, Persönlichkeitsrechte 
und Privatsphäre des Einzelnen sind zu achten.

§ 10  (7)  Kommentare, Analysen und Moderationen haben sachlich zu sein 
und auf nachvollziehbaren Tatsachen zu beruhen.

§  10  (8)  Als  Kultursender  soll  der  Österreichische  Rundfunk  sowohl 
Berichterstatter  wie  eigenständiger  Produzent  sein  und  vor  allem 
Auftraggeber,  Arbeitgeber  und  Forum  österreichischer  Kreativität  und 
Gegenwartskunst.

§ 10 (9)  Der Österreichische Rundfunk hat im Dienst von Wissenschaft und 
Bildung zu stehen.

§ 10  (10)  Die Unterhaltung soll  nicht  nur die unterschiedlichen Ansprüche 
berücksichtigen, sondern auch den Umstand, dass sie wie kaum ein anderer 
Bereich Verhaltensweisen, Selbstverständnis und Identität prägt.

Quelle:  https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?
Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10000785 [abgerufen am 07.07.2024]
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3. Abschnitt
Kommerzielle Kommunikation

Inhaltliche Anforderungen und Beschränkungen

§ 13. (1) Kommerzielle Kommunikation muss als solche leicht erkennbar sein. 
Schleichwerbung  und  unter  der  Wahrnehmungsgrenze  liegende 
kommerzielle  Kommunikation  in  Programmen  und  Sendungen  sind 
untersagt.

§ 13. (3) Kommerzielle Kommunikation darf nicht
1. die Menschenwürde verletzen,

3.  Verhaltensweisen  fördern,  die  die  Gesundheit  oder  die  Sicherheit 
      gefährden,

6. irreführen und den Interessen der Verbraucher schaden oder

7. die redaktionelle Unabhängigkeit beeinträchtigen.

§ 13. (4) Jede Form der kommerziellen Kommunikation […]  für nur auf ärztliche 
Verschreibung  erhältliche  Arzneimittel,  Medizinprodukte  und 
therapeutische Behandlungen ist verboten. Kommerzielle Kommunikation 
für  alle  anderen  Arzneimittel,  Medizinprodukte  und  für  therapeutische 
Behandlungen muss ehrlich, wahrheitsgemäß und nachprüfbar sein.

§ 13. (6) Kommerzielle Kommunikation darf nicht zu körperlicher, geistiger oder 
sittlicher  Beeinträchtigung  Minderjähriger  führen  und  unterliegt  daher 
folgenden Kriterien zu deren Schutz:  […]

3. Sie darf nicht das besondere Vertrauen ausnutzen, das Minderjährige zu 
Eltern, Lehrern oder anderen Vertrauens-personen haben.

Quelle:  https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?
Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10000785 [abgerufen am 07.07.2024]
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Organisation
Organe des Österreichischen Rundfunks

§ 19. (1) Die Organe des Österreichischen Rundfunks sind:
1. der Stiftungsrat,
2. der Generaldirektor,
3. der Publikumsrat;

§ 19. (3)  Die Funktion als Mitglied des Stiftungsrates und des Publikumsrates 
ist ein Ehrenamt. Die Mitglieder haben Anspruch auf angemessenen Ersatz 
der angefallenen Kosten.

Redakteurstatut

§ 33.  (3)  Das Redakteurstatut  hat  insbesondere nähere Bestimmungen zu 
enthalten über

1. die  Sicherstellung  der  Eigenverantwortlichkeit  und  der  Freiheit  der 
journalistischen  Berufsausübung  aller  journalistischen  Mitarbeiter  bei 
der Besorgung der ihnen übertragenen Aufgaben;

Quelle:  https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?
Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10000785 [abgerufen am 07.07.2024]
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ORF ein Straftäter

Wie hält es der ORF mit der Einhaltung der Gesetze? 
Leider nicht immer so genau.

Umso schwerer wiegt es, 
wenn haltlose Vorwürfe im Zuge eines 

Wahlkampfes von ORF Moderatoren geäußert 
werden.

Am 24.05.2024 musste der 
ORF in der ZIB 2 eine 

gerichtlich angeordneten Veröffentlichung bekanntgeben, 
das er, der ORF, 

wegen dem Tatbestand der üblen Nachrede 
nach §111 Abs1 und 2 StGB 

rechtskräftig verurteilt worden ist.1

Weiters muss der ORF Entschädigungszahlungen 
lt. Mediengesetz leisten.

Und dafür sollen alle Zwangsgebühren entrichten?

1 Kleine Zeitung  (24.05.2024) :„DIFFAMIERT UND VERLEUMDET“  [online] 
https://www.kleinezeitung.at/oesterreich/18498645/gerald-grosz-gewann-klage-gegen-den-orf [abgerufen am 
07.07.2024]



Leuchtturm ORF

Mahnwachen vor dem ORF seit Juli 2022

Auch wenn der ORF oder zumindest Landesdirektor Markus Klement 
zu 100% überzeugt ist, dass der ORF die angeführten Gesetze erfüllt 
sieht das Leuchtturm ORF Mahnwacheteam die Sache etwas anders. 

Jeden Donnerstag Nachmittag wird der ORF Vorarlberg durch eine 
Mahnwache daran erinnert, die Gesetze einzuhalten. Das stößt nicht 
überall auf Gegenliebe. 

Der Versuch, mit dem ORF ins Gespräch zu kommen wird mit 
Ausnahme von 2 Kennenlernengesprächen von Seiten des ORF bis 
heute verweigert.

Quelle: Mahnwacheteam



Leuchtturm ORF – ein kleiner Einblick

Am 30.5.2023 wurde die Mahnwache auf Intervention von Markus Klement 
von der BH Dornbirn untersagt (Zahl: BHDo-III-1901-583-21)

Spruch

Gemäß § 6 Versammlungsgesetz 1953 iVm. Art. 11 EMRK werden die 
oben angeführten Versammlungen ab Zustellung dieses Bescheides 
untersagt.

Die aufschiebende Wirkung einer allfälligen Beschwerde gegen diesen 
Bescheid wird gem. § 13 Abs. 2 VwGVG ausgeschlossen.

[…]

Da die Abhaltung dieser Versammlung die öffentliche Sicherheit bzw. 
das öffentliche Wohl gefährden würde und daher die vorzeitige 
Vollstreckung dieses Bescheides wegen Gefahr im Verzuge dringend 
geboten ist, war die aufschiebende Wirkung auszuschließen.

[...]

Vorausgegangen war ein Lärmschutzgutachten das vom ORF/BH in Auftrag 
gegeben wurde weil der Lautsprecher angeblich zu laut war. In den 
Polizeiprotokollen war dazu nichts zu finden.

Das LVwG hat am 20.11.2023 (Zahl LvwG-454-1/2023-R16) den Bescheid 
der BH Dornbirn bestätigt 

Detail am Rande

Eine Woche später, am 06.06.2023 fand die Mahnwache mit neuer 
Anmeldung wieder statt und seither jede Woche statt – mit Lautsprecher. 

Quelle: Mahnwacheteam



Leuchtturm ORF – ein zweiter Einblick

Zu Beginn der Mahnwache im Juli 2022 
wurde den Mahnwache-teilnehmern vom 
Landesdirektor Markus Klement ein Platz 
zur Durchführung zugewiesen (rotes X)

Nach fast einem Jahr wurden die 
Teilnehmer zu unerwünschten 
Eindringlingen (siehe Mail) erklärt und 
vom Platz verwiesen. 

Zusätzlich wurde ein privater 
Sicherheitsdienst über Wochen mit der
Überwachung beauftragt. Die Kosten 
tragen die Gebührenzahler doch gerne 
oder?

Quelle: Mahnwacheteam



ORF Zwangsabgaben – was kann ich machen

Seit 01.01.2024 gilt in Österreich das ORF-Beitrags-Gesetz. Wenn du ORF 
schaust und den Beitrag gerne bezahlst, dann kannst du die nächsten Seiten 
ignorieren.

Wenn du zu den zig-Tausenden Österreichern gehörst, die keinen ORF 
konsumieren und trotzdem Zwangsverpflichtet werden sollen, gibt es hier ein 
paar Informationen dazu.

Folgende oder ähnliche Schreiben könntest du in der letzten Zeit von der 
OBS (ORF Beitrags Service) erhalten haben – hier ein konkretes Beispiel:

Eines vorweg – selbst der OBS hält sich nicht an das Gesetz wie das im 
ersten Antwort festgehalten wird.

1. Schreiben der OBS am 5.Jänner 2024



ORF Zwangsabgaben – was kann ich machen

2.) Antwort auf das erste Schreiben der OBS



ORF Zwangsabgaben – was kann ich machen

Das zweite Schreiben - die Zahlungerinnerung - datiert mit 29.2.2024 und 
erst knapp einen Monat später zugestellt. 
Genau einen Tag vor der Zahlungsfrist. 

Soll hier Druck gemacht werden ?



ORF Zwangsabgaben

Antwort auf das 2. Schreiben der OBS



ORF Zwangsabgaben – was kann ich machen

3. Schreiben der OBS



ORF Zwangsabgaben – was kann ich machen

Antwort auf das 3. Schreiben der OBS



ORF Zwangsabgaben – wie geht es weiter

Wichtig: Nicht einschüchtern lassen und immer einen Bescheid verlangen. 
Gegen diesen kann dann eine Beschwerde eingereicht werden.

Leider hat der VfGH Individualanträge abgelehnt – damit wird es jetzt 
tausende Beschwerden beim Bundesverwaltungsgericht geben. 

1

1 VfGH  (04.07.2024) :VfGH weist Antrag gegen ORF-Beitrag als unzulässig zurück
 [online] https://www.vfgh.gv.at/medien/ORF-Gebuehr_Saisonbetriebe.de.php  [abgerufen am 07.07.2024]


